
13 . 2 . 67 AMTSBLATT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN 405/67

EUROPAISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT

INFORMATIONEN

DIE KOMMISSION

EMPFEHLUNGEN UND STELLUNGNAHMEN

EMPFEHLUNG DER KOMMISSION

vom 31. Januar 1967

an die Mitgliedstaaten zum Jugendarbeitsschutz

(67/125/EWG)

Begründung sieht auf den Wirtschaftszweig oder die Art des
Arbeitsvertrages . Falls für bestimmte Tätigkei­
ten oder Verhältnisse Abweichungen unvermeid­
bar sind, dürften diese jedenfalls nur in der
Weise vorgenommen werden, daß die zugrunde
gelegten Schutzgedanken nicht angetastet wer­
den .

Die Kommission glaubt ferner , daß die Mit­
gliedstaaten die entscheidende Frage des Min­
destalters für die Zulassung zur Arbeit in fort­
schrittlichem Sinne lösen sollten . Das bedeutet,
daß alsbald im gesamten Gebiet der Gemein­
schaft und für alle Sektoren der Wirtschaft die
bisher nur in einigen Teilbereichen eingeführte
Altersgrenze von 15 Jahren vollständig verwirk­
licht wird, und daß die Mitgliedstaaten mit der
Kommission noch vor dem Ende der im Vertrag
zur Gründung der EWG vorgesehenen Über­
gangszeit gemeinsam die Mittel und Wege prü­
fen, um diese Grenze in geeigneter Form anzu­
heben und die Einführung des Jugendlichen in
die moderne Arbeitswelt weiter zu verbessern.
Die Kommission kennt die Schwierigkeiten, die
im Hinblick auf die im Zusammenhang hiermit

Der Jugendarbeitsschutz , der in den Mitglied­
staaten zum Teil schon seit über hundert Jahren
entwickelt worden und Ausgangspunkt der Ar­
beitsschutzvorschriften gewesen ist , gilt auch
heute noch als Kernstück der Sozialpolitik und
stellt einen Gradmesser des sozialen Fortschritts
dar.

Die Kommission der EWG hält es im Rah­
men ihrer Aufgaben nach den Artikeln 117 und
118 des Vertrages zur Gründung der EWG für
ihre besondere Verpflichtung, der Verbesserung
der Lebens- und Arbeitsbedingungen und ins­
besondere des Arbeitsschutzes der arbeitenden
Jugend große Aufmerksamkeit zu widmen.

Sie erachtet es für dringend geboten, die Ar­
beit der Jugendlichen dem modernen Wirt­
schaftsleben unter Berücksichtigung der neu­
esten Erkenntnisse der Arbeitswissenschaften
und der Arbeitsmedizin anzupassen.

Dabei erscheint ihr zunächst wesentlich , daß
die Schutzbestimmungen umfassende Geltung
erlangen, also für alle Jugendlichen, ohne Rück­
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unerläßliche Verlängerung der Schulpflicht in
weiten Bereichen der Gemeinschaft noch be­
stehen ; sie glaubt jedoch, daß es wirklich eine
zwingende Notwendigkeit ist , diese Schwierig­
keiten rasch zu überwänden.

Die Kommission erachtet deshalb auch die
Regelung der Arbeitsbedingungen der Jugend­
lichen für geboten , die sowohl den Schutzgedan­
ken als auch die Erfordernisse einer guten Be­
rufsausbildung berücksichtigt.

Ferner ist die Kommission der Auffassung,
daß eine laufende gesundheitliche Betreuung der
Jugendlichen, ihr Schutz gegen erhöhte Unfall­
und Gesundheitsgefahren sowie eine geeignete
Überwachung der Durchführungs- oder Schutz­
vorschriften unerläßlich sind.

Schließlich erwartet die Kommission, daß
ihren Vorschlägen eine weite Verbreitung gege­
ben wird, und daß der regelmäßige Gedanken­
austausch mit ihr auf Grund der Berichterstat­
tung der Mitgliedstaaten über die weitere Ent­
wicklung zu einer wirklichen Angleichung des
Jugendarbeitsschutzes innerhalb der Gemein­
schaft auf dem Wege des Fortschritts führen
wird .

Empfehlung

Aus diesen Gründen empfiehlt die EWG­
Kommission, gestützt auf den Vertrag zur Grün­
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ,
insbesondere auf die Artikel 117 , 118 und 155 ,
nach Anhörung des Europäischen Parlaments (*)
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),
den Mitgliedstaaten, unbeschadet günstigerer in­
nerstaatlicher Vorschriften :

1 . den Arbeitsschutz für Kinder und Jugend­
liche in einem Gesetz (Gesetz im materiellen
Sinne) zusammenhängend zu regeln oder die
geltenden Vorschriften unter Berücksichtigung
der sich aus der vorliegenden Empfehlung etwa
ergebenden Abänderungen und Ergänzungen in
zusammenhängender Fassung bekannt zu ma­
chen ;

2 . den Geltungsbereich dieses Gesetzes auf
sämtliche Beschäftigungen von Kindern und
Jugendlichen unter 18 Jahren zu erstrecken ohne
Rücksicht auf die Art des Rechtsverhältnisses,
auf Grund dessen die Tätigkeit erfolgt, und den
Wirtschaftszweig, in dem diese ausgeübt wird.

Als Beschäftigung im Sinne dieser Empfeh­
lung werden nicht angesehen :

a) gelegentliche, geringfügige Hilfeleistungen
aus Gefälligkeit ;

b) Arbeiten im Rahmen des eigenen Fami­
lienhaushaltes ;

c ) Arbeiten, die Zwecken der Erziehung und
des Schulunterrichts dienen ;

d) Tätigkeiten, die aus ergotherapeutischen
Übungen bestehen ;

3 . das Mindestalter für die Zulassung zur Arbeit
auf 15 Jahre zu erhöhen und auf längere Sicht,
entsprechend der Entwicklung der Schulsysteme,
seine Erhöhung anzustreben ;

4 . die Beschäftigung von Kindern unter dem
Mindestalter der Ziffer 3 im eigenen Familien­
betrieb nur vom vollendeten zwölften Lebens­
jahr an zuzulassen, unter der Voraussetzung, daß

a) das Kind nur mit leichten, für Kinder
geeigneten Arbeiten beschäftigt wird, unter Aus­
schluß insbesondere der Tätigkeiten, die die
Gesundheit der Kinder, ihre Moral oder ihre
Erziehung gefährden können ;

b) diese Arbeiten nur kurze Zeit in An­
spruch nehmen oder nur gelegentlich verlangt
werden ;

c) die Beschäftigung nicht zur Nachtzeit , nicht
vor dem Schulbesuch und nicht an Sonn- und
Feiertagen erfolgt ;

5 . die Beschäftigung von Kindern unter dem
Mindestalter der Ziffer 3 bei gestaltender Mit­
wirkung in Aufführungen mit kulturellem,
wissenschaftlichem, erzieherischem Charakter,
bei Film-, Fernseh- und Rundfunkaufnahmen
oder artistischen Darbietungen nur unter den
besonderen im Gesetz genannten Voraussetzun­
gen und nur nach vorheriger Genehmigung der
Aufsichtsbehörde im Einzelfalle zuzulassen, die
die zu beachtenden Auflagen bestimmt ;

6 . die Arbeitszeit der Jugendlichen auf 8 Stun­
den täglich und stufenweise auf 40 Stunden
wöchentlich zu begrenzen, wobei

a) die Arbeitszeit der Jugendlichen nicht
über die übliche normale tägliche und wöchent­
liche Arbeitszeit der erwachsenen Arbeitnehmer
des Betriebes oder der Betriebsabteilung
hinausgehen darf und

b) der pflichtmäßige Besuch einer Berufs­
schule oder von Weiterbildungskursen auf die
Arbeitszeit anzurechnen ist ;

7 . zur Vor- oder Nacharbeit für einen arbeits­
freien Tag, der im Zusammenhang mit einem
Feiertag gewährt wird, eine Verlängerung der
Arbeitszeit gemäß Ziffer 6 höchstens bis zu täg­
lich 30 Minuten zuzulassen ;

(') ABl . Nr. 23 vom 5 . 2 1966 , S. 341 /66 .
( 2) ABl . Nr. 70 vom 20. 4 . 1966, S. 1035/66 .
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8 . sonstige Überschreitungen der Arbeitszeit
nach Ziffer 6 nur in Fällen höherer Gewalt zu­
zulassen, vorausgesetzt, daß dies umgehend der
Aufsichtsbehörde angezeigt wird, die den Zeit­
raum festlegt, in dem die Mehrarbeit durch
Verkürzung der Arbeitszeit abzugelten ist ;

9 . Ausnahmen vom Grundsatz der Ziffer 6 im
übrigen nur aus Gründen des Gemeinwohls nach
vorheriger Genehmigung der Aufsichtsbehörde,
die die Bedingungen und Auflagen bestimmt,
im Einzelfall zuzulassen ;

10 . für Jugendliche, abgesehen von den erfor­
derlichen Kurzpausen, höchstens eine ununter­
brochene Arbeitszeit von 4V2 Stunden zuzulassen
und im Falle einer Tagesarbeitszeit von mehr
als 6 Stunden Ruhepausen von insgesamt 60 Mi­
nuten, davon eine ununterbrochene Pause von
mindestens 30 Minuten Dauer vorzusehen, vor­
behaltlich der von der Aufsichtsbehörde im In­
teresse der Jugendlichen festzulegenden Abwei­
chungen ;

11 . für Jugendliche nach der täglichen Ar­
beitszeit , zu der auch die in Ziffer 6 Buchstabe b)
genannten Zeiten zu rechnen sind , eine Ruhezeit
von grundsätzlich 12 Stunden vorzuschreiben ;

12 . die Beschäftigung Jugendlicher in der Zeit
von 20 bis 6 Uhr zu verbieten ;

nehmigten Fällen — mindestens jeden zweiten
Sonntag von der Arbeit freizustellen ;

16 . ausgehend von dem Schutzgedanken der
vorstehenden Ziffern 6 ff . diese Regelungen den
besonderen Verhältnissen der Hauswirtschaft,
der Landwirtschaft und der Schiffahrt anzupas­
sen . Die effektive Wochenarbeitszeit der Ju­
gendlichen sollte jedoch im Durchschnitt das ge­
mäß Ziffer 6 bestimmte Maß nicht überschreiten
in Übereinstimmung mit den gesetzlich festzu­
legenden Berechnungszeiträumen und Höchst­
grenzen ;

17 . den bezahlten Jahresurlaub für Jugendliche
auf mindestens 24 Kalendertage — ohne An­
rechnung der Sonn- und Feiertage — im Gesetz
festzulegen ;

17 . geeignete Maßnahmen zu fördern, um durch
Arbeitsbefreiung ohne Anrechnung auf den be­
zahlten Jahresurlaub den Jugendlichen die Teil­
nahme an anerkannten beruflichen, allgemein­
bildenden, staatsbürgerlichen und gewerkschaft­
lichen Förderungskursen, unter Berücksichtigung
der technischen Gegebenheiten des Betriebes , zu
ermöglichen ;

19 . die Beschäftigung Jugendlicher mit Arbeiten
zu verbieten, die als gefährlich oder als gesund­
heitsschädlich gelten, ihre Kräfte übersteigen,
ihre Gesundheit gefährden oder bei denen sie
sittlichen Gefahren ausgesetzt sind.

Dazu gehören grundsätzlich die Arbeiten, bei
denen infolge ihrer Art und ihres Rhythmus
ein gesteigertes Arbeitstempo und demzufolge
ein höheres Entgelt erzielt werden kann, z . B.
Akkordarbeit, oder bei denen das Arbeitstempo
mechanisch vorgegeben ist, z . B. Fließbandar­
beit, und solche Arbeiten, für die in interna­
tionalen Übereinkommen und Empfehlungen
Beschäftigungsverbote aufgestellt sind (1 ).

Zur Beurteilung von Zweifelsfällen sollten
die betrieblichen Ausschüsse für Arbeitssicher­
heit und Arbeitshygiene hinzugezogen werden,
gegebenenfalls nach näherer Maßgabe tarifver­
traglicher Vereinbarungen ;

20 . bei der Aufstellung von Beschäftigungsver­
boten und -beschränkungen gegebenenfalls eine

13 . soweit gewisse Tätigkeiten oder besondere
Verhältnisse Abweichungen von der Regelung
in Ziffer 12 erfordern,

a) die Abweichungen im Gesetz festzulegen ;

b) sie — abgesehen von den in Ziffer 5 ge­
nannten Tätigkeiten — nur für Jugendliche
über 16 Jahre und

c) nur bis spätestens 23 Uhr zuzulassen ;

14 . die Beschäftigung Jugendlicher an Sonn- und
Feiertagen zu verbieten ;

15 . soweit gewisse Tätigkeiten Ausnahmen von
der Regelung in Ziffer 14 erfordern,

a) die Ausnahmen einzeln im Gesetz fest­
zulegen ;

b) den Jugendlichen einen entsprechenden
Freizeitausgleich an den vorangehenden oder
den folgenden 12 Werktagen zu gewähren ;

c) die Jugendlichen — abgesehen von den
durch die Aufsichtsbehörde vorher besonders ge­

(!) Vgl . insbesondere die Emfehlungen des Minister­
ausschusses des Europarates (Teilabkommen) über
das Mindestalter für die Zulassung zu Arbeiten , die
für Jugendliche als gefährlich — oder moralisch ge­
fährlich — angesehen werden (Empfehlung AP (63) 4 ,
Empfehlungen AP (65) 2 und AP (65) 3).
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c) entsprechende Gestaltung des Unterrichts
der Berufs- und Gewerbeschulen ;

23 . die Einhaltung der Jugendarbeitsschutzvor­
schriften durch geeignete Maßnahmen zu si­
chern, insbesondere durch

a) Schriftform des Vertrages ;

b) laufende Aufzeichnung über die beschäf­
tigten Jugendlichen und ihre Arbeitszeit ;

c) Einführung geeigneter Verfahren auf Be­
triebsebene, die es erlauben, sich über die Pro­
bleme der Jugendlichen zu unterrichten und
ihre Stellungnahme sowie ihre Mitarbeit hin­
sichtlich der Maßnahmen des Jugendarbeits­
schutzes zu erhalten, vorzugsweise im Zusam­
menwirken mit den Vertretungsorganen der Be­
legschaft ;

d) ausreichende behördliche Aufsicht, zweck­
mäßigerweise unter Heranziehung bestehender
betrieblicher Einrichtungen und Ausschüsse ;

e) geeignete Strafvorschriften ;

24 . der Kommission der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft alle zwei Jahre über die
Entwicklung des Jugendarbeitsschutzes zu be­
richten .

Abstufung nach dem Alter der Jugendlichen im
Interesse ihrer Ausbildung in Betracht zu
ziehen ;

21 . die ärztliche Einstellungsuntersuchung und
die gesundheitliche Überwachung der Jugend­
lichen unter Berücksichtigung der Grundsätze
der Übereinkommen Nr. 77 und 78 und der
Empfehlung Nr. 79 der Internationalen Arbeits­
organisation unter bester Ausnutzung der gege­
benen Möglichkeiten durchzuführen .

Die ärztliche Kontrolle ist mindestens einmal
jährlich durchzuführen und insbesondere im
Falle einer mit einem Arbeitsplatzwechsel ver­
bundenen erheblichen Veränderung der Art der
Arbeit zu wiederholen. Die Untersuchungen
müssen für den Jugendlichen kostenlos sein und
dürfen keinen Verdienstausfall nach sich ziehen ;

22 . auf eine gute Einführung der Jugendlichen
im Betrieb hinzuwirken und eine Unterrichtung
über die gesetzlichen Vorschriften des Jugend­
arbeitsschutzes zu gewährleisten. Besondere
Aufmerksamkeit ist der Verhütung von Arbeits­
unfällen und Berufskrankheiten zu widmen,
insbesondere durch

a) gründliche Aufklärung der Jugendlichen
über Unfall- und Gesundheitsgefahren des Be­
triebes sowie über die einschlägigen Sicherheits­
vorschriften und Schutzmaßnahmen, die vor der
Arbeitsaufnahme und danach in angemessenen
Zeitabständen zu erfolgen hat ;

b) Heranziehung der Jugendlichen zur Mit­
arbeit in den betrieblichen Ausschüssen für Ar­
beitssicherheit und Arbeitshygiene ;

Brüssel , den 31 . Januar 1967

Für die Kommission

Der Präsident

Walter HALLSTEIN


